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Auf einen Blick
•	 Es wird ein Konzept vorbeugender Pflege- und Sor-

gepolitik vorgestellt, das sowohl pflegebedürftige 
Personen als auch ihre pflegenden Angehörigen ad-
ressiert. 

•	 Für pflegebedürftige Menschen steht dabei der Ver-
bleib in der gewohnten, häuslichen Umgebung im 
Fokus. Pflegende Angehörige sollen vor gesundheitli-
chen Schäden sowie vor Erwerbs- und Armutsrisiken 
geschützt werden. 

•	 Der Beitrag zeigt Handlungsansätze auf, wie dies mit 
einem Mix aus familiären, professionellen und zivilge-
sellschaftlichen Hilfeleistungen gelingen könnte. 

•	 Dabei geht es auch um Gestaltungspotenziale und 
-grenzen auf kommunaler Ebene.

Daniela Brüker, Simone Leiber, Sigrid Leitner

Konzeption einer vorbeugenden Pflege- und Sorgepolitik

Vorbeugende Sozialpolitik wird häufig vor allem auf Kinder 
oder junge Erwachsene ausgerichtet und nicht über den ge-
samten Lebensverlauf gedacht. Dieser Beitrag bezieht den An-
satz der vorbeugenden Sozialpolitik auf den pflegerischen Kon-
text und analysiert die strukturellen Rahmenbedingungen der 
Pflege- und Sorgepolitik für ältere Menschen. Im Sinne einer 
sozialen Lebenslaufpolitik werden sowohl die pflegebedürfti-
gen Menschen als auch pflegende Angehörige als Zielgruppen 
berücksichtigt. Zu ihrer Unterstützung im Sinne einer vorbeu-
genden Perspektive sind drei Ressourcenebenen zentral: Die 
Ressourcen pflegender Angehöriger selbst, die Ressourcen 
professioneller ambulanter Versorgungsstrukturen sowie alter-
native Ressourcen der Pflegeversorgung (Abb. 1).

Stärkung des präventiven Ansatzes

Welches sind – entlang dieser drei Ressourcenebenen – An-
satzpunkte zur Stärkung eines vorbeugenden Ansatzes in 
Bezug auf Pflegebedürftige und die sie unterstützenden Ange-
hörigen? Diese Handlungsansätze wurden auf Basis einer um-
fassenden Literaturstudie im Themenfeld sowie explorativer 
Expert_inneninterviews in Kommunen sowie auf Landesebene 
in NRW entwickelt. Sie sind ausführlich in der dazugehörigen 
FGW-Studie dargestellt. Einen zusammenfassenden Überblick 
gibt Tabelle 1. Im Folgenden werden zentrale Ansatzpunkte ex-
emplarisch erläutert.

Ressourcenebene pflegende Angehörige

Pflegende Angehörige sind bislang die tragende Säule der 
pflegerischen Versorgung in Deutschland und Nordrhein-West-
falen. Im Vergleich zu Nichtpflegenden sind diese jedoch er-
höhten Gesundheits-, Erwerbs- und Altersarmutsrisiken ausge-
setzt. Diese Risiken treffen insbesondere Frauen, da sie nach 
wie vor stärker als Männer in die Pflege eingebunden sind. Den-
noch gilt es, auch das Pflegeengagement von Männern, das im 
Zeitverlauf zugenommen hat, gesellschaftlich wahrzunehmen 
und weiter zu fördern. Generell müsste die Unterstützung pfle-
gender Angehöriger noch stärker zu einem selbstverständli-
chen und systematisch integrierten Teil der Pflegepolitik wer-
den. Auch Pflegepersonen brauchen Beratung und Planung 
ihrer eigenen Pflegesituation, Unterstützungsleistungen in 
Abstimmung mit ihren spezifischen Bedarfen und eine voraus-
schauende Entwicklung individueller Perspektiven für die Zeit 
nach der Pflege. Die Gruppe der pflegenden Angehörigen ist 
dabei nicht als homogen anzusehen. 
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Gemischte Pflegearrangements, in denen Angehörige 
gemeinsam mit ambulanten Diensten das häusliche Pflegear-
rangement gestalten, gelten hierfür als zukunftsweisend. Um 
den Erwerbs- und Armutsrisiken pflegender Angehöriger entge-
genzuwirken, sollte die Diskussion um die Gleichwertigkeit der 
Aufgaben Kinderbetreuung und Pflege weiter vorangetrieben 
werden. Pflegende Angehörige benötigen Zeit- und Geldrechte, 
wie sie etwa im Vorschlag eines „1000-Stundenbudgets“ kom-
biniert zum Tragen kommen.1 Auch die Betriebe sollten stärker 
in die Verantwortung genommen werden. Der zentrale Schlüs-
sel für eine gelingende Vereinbarkeitspolitik liegt in einer pfle-
gesensiblen Betriebskultur und setzt Führungskräfteschulun-
gen voraus.2 Wichtig im Sinne einer präventiven Perspektive 
ist, dass pflegende Angehörige möglichst früh im Pflegeverlauf 
bereits Kontakt zu Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
haben. Die dezidierte Übertragung des Konzepts Case Manage-
ment auf die Zielgruppe der pflegenden Angehörigen könnte 
hier ein neuer Weg sein. Da sich die Bedarfe pflegender An-
gehöriger insbesondere entlang des soziökonomischen Status 
und Erwerbsstatus unterscheiden, müssen Beratungsangebo-
te differenzsensibel und vielfältig ausgestaltet sein.3

Ressourcenebene professionelle ambulante Versorgungs-
strukturen

Ambulante Versorgungsstrukturen sind seit Mitte der 1990er 
Jahre zunehmend ausgebaut worden und die Nachfrage wird 
weiter steigen. Neben der Schwierigkeit, in ausreichendem 
Maße Fachpersonal zu finden und Angebote (auch im Bereich 
„Unterstützung im Alltag“) flächendeckend zur Verfügung zu 
stellen, besteht ein Hauptproblem in der fehlenden Koordina-
tion der unterschiedlichen ambulanten Versorgungsangebote. 
Es gibt wenig Transparenz über die verfügbare Angebotspa-
lette, sodass Informationsdefizite und ein entsprechend ho-
her Beratungsbedarf bei den Pflegebedürftigen und ihren 
Angehörigen bestehen. Erschwert wird die Koordination von 
Hilfen dadurch, dass komplexe Hilfebedarfe unterschiedliche 
Leistungen erfordern, denen wiederum unterschiedliche Struk-

turen der Finanzierung und Leistungserbringung im geglieder-
ten deutschen Sozialsystem zugrunde liegen. Der Vorrang von 
Prävention und Rehabilitation wird zudem häufig dadurch ver-
hindert, dass diejenigen, die diese Leistungen im gegliederten, 
wettbewerbsorientierten Leistungssystem finanzieren, nicht 
unbedingt (materiell) davon profitieren. Dies erfordert eine 
Stärkung der personenbezogenen Koordination der Gesamt-
heit der Leistungen, wofür derzeit keine professionelle Zustän-
digkeit festgelegt ist. Die Pflegebedürftigen und ihre Angehöri-
gen sind mit dieser Aufgabe zumeist überfordert. 

Um diese Probleme abzumildern ist es wichtig, Zugangs-
barrieren zu Beratungs- und Unterstützungsleistungen abzu-
bauen. Strukturell sollten „Komm-Strukturen“ verstärkt in zu-
gehende Angebote verlagert werden. Interkulturelle Trainings 
oder Diversitytrainings können die Fachkräfte für die Hetero-
genität älterer Menschen und der pflegenden Angehörigen 
sensibilisieren. Die Nutzung von komplementären Diensten ist 
zudem häufig mit hohen finanziellen Eigenleistungen verbun-
den, die nicht jede_r tragen kann. Eine stärkere Refinanzierung 
über die Pflegeversicherung wäre zu begrüßen. Gerade im 
ländlichen Raum sollten zur Vermeidung von Unterversorgung 
mobile Dienste weiter erprobt werden.

Schnittstellenprobleme zeigen sich insbesondere beim 
Übergang von einer Versorgungsform in die andere und zwi-
schen Leistungsgesetzen. Da ein Krankenhausaufenthalt häu-
fig den Ausgangspunkt einer Pflegebedürftigkeit darstellt und 
dem Entlassungsmanagement eine bedeutende Rolle bei der 
häuslichen Versorgung zukommt, liegen hier Steuerungspo-
tenziale, frühzeitig Hilfen einzuschalten. Im Sinne des Konzep-
tes integrierter Versorgungsleistungen erscheint es ebenfalls 
erwägenswert, die Idee und Struktur von Hilfeplankonferenzen, 
wie sie aus der Behindertenhilfe bekannt sind, auf die Alten-
hilfe und Pflege zu übertragen. Denn so können verschiedene 
Disziplinen an der Implementierung eines ganzheitlichen und 
bedarfsgerechten Hilfesystems mitwirken. Der im Case Ma-
nagement etablierte Hilfeplan würde eine Fortführung in einem 

ABB. 1
Zielgruppen und Ressourcenebenen einer vorbeugenden Pflege- und Sorgepolitik
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institutionalisierten Rahmen finden. Eine weitere Strukturinno-
vation könnten Gesamtversorgungsverträge sein, die ebenfalls 
auf eine integrierte, aufeinander abgestimmte Versorgung zie-
len. Diese befinden sich jedoch gerade noch in der Erprobung. 

Um Pflegebedürftige oder von Pflegebedürftigkeit bedroh-
te Menschen frühzeitig zu erreichen, muss der Anspruch auf 
Pflegeberatung weiter publik gemacht werden. Ein abgestuftes 
Beratungssystem erscheint vielversprechend. Da der Wirksam-
keitsnachweis präventiver Hausbesuche umstritten ist, stellt 
möglicherweise die Implementation von Beratungsstrukturen 
in ein hausärztliches Setting und die Anwendung eines geriat-
rischen Screenings in der Hausarztpraxis aufgrund des hohen 
Vertrauens in den Hausarzt für einen Teil älterer Menschen 
eine gute Alternative dar. 

Alternative Ressourcen der Pflege und Sorge

Eine vorbeugende Pflege- und Sorgepolitik, die häusliche Pfle-
gearrangements langfristig stärken will, sollte auch alternative 
Ressourcen der Pflegeversorgung mit einbeziehen, d.h. v.a. 
zivilgesellschaftliche Potenziale für die Versorgung von Pfle-
gebedürftigen aktivieren und die Kooperation und Vernetzung 
aller Akteure im Sozialraum unterstützen. Haus- oder Wohnge-
meinschaften, in denen sich die Bewohner_innen gegenseitig 

Hilfe leisten und bei Bedarf auch Soziale Dienste von außen 
hinzugezogen werden können, gelten als richtungsweisend, 
um die Polarisierung der Wohnformen im Alter zwischen eigen-
ständig bewirtschafteter Wohnung und stationärer Unterbrin-
gung zu durchbrechen. Es bleibt jedoch zu bedenken, dass der 
Zugang bislang hoch voraussetzungsvoll ist. 

Um eine größere Verbreiterung dieser Wohnformen vo-
ranzutreiben, ist kommunale Unterstützung bei der Planung 
und Umsetzung notwendig. Die altengerechte Gestaltung des 
Sozialraums sowie die nahräumliche Versorgung mit Lebens-
mitteln und Verbrauchsgütern, Handwerksleitungen, Banken, 
Gesundheits- und Pflegedienstleistungen und Kontaktmög-
lichkeiten erleichtern älteren und/oder pflegebedürftigen Men-
schen den Verbleib im Quartier. Zur Förderung von lebendigen 
Nachbarschaften und so genannten „Sorgenden Gemeinschaf-
ten“4 ist eine dauerhafte professionelle Begleitung erforderlich, 
die auch mit entsprechenden Finanzmitteln gestützt werden 
muss. 

Viele Haushalte in Deutschland greifen gleichsam notge-
drungen auf eine weitere ‚alternative Pflegeressource‘ zurück: 
Live-in-Betreuungskräfte aus Mittel- und Osteuropa. Diese 
schließen eine Lücke im derzeitigen System, teilweise jedoch 

TAB. 1
Handlungsansätze für eine vorbeugende Pflege- und Sorgepolitik

Ressourcenebene
pflegende Angehörige

•	 Teilung von Pflegeverantwortung und Pflegemix fördern

•	 Zeitrechte und armutsfeste Sicherung für Pflegepersonen gewährleisten

•	 Betriebe in die Verantwortung nehmen

•	 Frühzeitig effektiv begleiten/Case Management für pflegende Angehörige

Ressourcenebene professionelle 
ambulante Versorgungsstrukturen

•	 Zugangsbarrieren abbauen

•	 Ambulante Versorgungsangebote ausbauen und flexibilisieren

•	 Schnittstellenprobleme entschärfen

•	 Pflegebedürftige frühzeitig erreichen

Alternative Ressourcen der Pflege 
und Sorge

•	 Alternative Wohn- und Versorgungsformen im Quartier fördern

•	 Quartiere altengerecht gestalten

•	 Professionelles Back-up für zivilgesellschaftliche Ressourcen

•	 Die Beratung für Live-in-Pflegearrangements sensibilisieren

Stärkung kommunaler 
Gestaltungsspielräume

•	 Rechtsansprüche älterer Menschen auf Unterstützungsleistungen der Altenhilfe ausbauen

•	 Transfer nachhaltiger Finanzressourcen auf die kommunale Ebene

•	 Stärkung lokaler Case- und Care-Managementkompetenz

•	 Anpassung des Vertragsrechts

•	 Abbau der Dichotomie ambulant vs. stationär
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unter äußerst schwierigen Arbeits- und Pflegebedingungen. 
Hier wäre es wichtig, künftig in der Beratung für die Probleme 
dieser Versorgungsform noch besser zu sensibilisieren sowie 
auf die Herauslösung der migrantischen Pflegearbeit aus der 
Illegalität unter Einbezug der in dem Feld bereits tätigen Akteu-
re hinzuwirken. 

Stärkung kommunaler Gestaltungsspielräume

Eine Neujustierung der „Pflege vor Ort“ ist ein zunehmend 
wichtiger Leitgedanke politischer Reformen, der mit der Stär-
kung dezentraler Einheiten gegenüber dem zentralisierten 
Pflegeversicherungssystem verbunden ist. Seit Einführung der 
Pflegeversicherung sind den Kommunen in diesem Bereich 
nur wenige hierarchische Steuerungskompetenzen geblieben. 
Diese sollen im Zuge der Pflegestärkungsgesetze reaktiviert 
werden, um die durch das Marktprinzip der Pflegeversicherung 
entstandenen Über- und Fehlversorgungen zu korrigieren. 

Da Altenhilfe jedoch nach wie vor eine freiwillige Leis-
tung ist, finden sich in den Kommunen sehr unterschiedliche 
Versorgungsstrukturen für ältere und/oder pflegebedürftige 
Menschen und ihre pflegenden Angehörigen. Wie Altenhilfe 
ausgestaltet wird, hängt stark von den politischen Gegebenhei-
ten und Prioritäten vor Ort sowie dem Engagement von Einzel-
personen und Netzwerken ab. Es sollte darüber nachgedacht 
werden, inwiefern Altenhilfe als eine pflichtige Aufgabe ein-
geführt werden kann bzw. inwiefern sich ein Rechtsanspruch 
älterer Menschen auf Unterstützungsleistungen der Altenhilfe 
umsetzen lässt. Vorhaben wie das eines Leitgesetzes zur Stär-
kung einer Politik für und mit älteren Menschen5 sollten geprüft 
werden. 

Mit den politischen Erwartungen und Aufgaben im Bereich 
Altenhilfe und Pflege sind nicht zwingend auch die dafür not-
wendigen, insbesondere dauerhaft angelegten materiellen und 
finanziellen /personellen Ressourcen auf die kommunale Ebe-
ne übertragen worden. Finanzielle Mittel werden vorwiegend 
über Projektförderungen bereitgestellt und sind damit nicht 
nachhaltig angelegt. Vorhandene Konzepte zu einem Regiona-
len Pflegebudget oder einem Kommunalen Pflegebudget sind 
kritisch zu prüfen und weiter zu entwickeln, um die finanzielle 
Ausstattung der Kommunen zu verbessern.

Zur Vermeidung von Doppelstrukturen und zur Schließung 
von Versorgungslücken sind die Kommunen angehalten, die 
Vernetzung zwischen verschiedenen Akteuren voranzutreiben. 
Dem Care-Management kommt damit zukünftig eine hohe Be-
deutung zu. Entsprechende Kompetenzen müssen aber zum 
Teil noch aufgebaut werden. Auch das Case-Management für 
pflegebedürftige Menschen sowie für pflegende Angehörige ist 
zu stärken.
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